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1. TEIL 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

 Im Sinn dieses Landesgesetzes bedeutet: 

… 

 32a. Kleinsterzeugungsanlagen: Eine oder mehrere Erzeugungsanlagen, deren 

Engpassleistung in Summe weniger als 0,8 kW pro Anlage eines Netzbenutzers 

beträgt; 

 60. Primärregelung: Eine automatisch wirksam werdende Wiederherstellung des 

Gleichgewichts zwischen Erzeugung und Verbrauch mit Hilfe eines definierten 

frequenzabhängigen Verhaltens von Erzeugungs- und/oder Verbrauchseinheiten, 

welche im Zeitbereich bis höchstens 30 Sekunden nach Störungseintritt vollständig 

aktivierbar sein muss; 

 60. Primärregelung: Eine automatisch wirksam werdende Wiederherstellung des 

Gleichgewichts zwischen Erzeugung und Verbrauch mit Hilfe der 

Turbinendrehzahlregler gemäß eingestellter Statikkennlinie von Maschinen im 

Zeitbereich bis höchstens 30 Sekunden nach Störungseintritt; 
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 87. Zählpunkt: Die Einspeise- bzw. Entnahmestelle, an der eine Strommenge 

messtechnisch erfasst und registriert wird. Dabei sind in einem Netzbereich liegende 

Zählpunkte eines Netzbenutzers zusammenzufassen, wenn sie der Anspeisung von 

kundenseitig galvanisch oder transformatorisch verbundenen Anlagen, die der 

Straßenbahnverordnung 1999 unterliegen, dienen; im Übrigen ist eine 

Zusammenfassung mehrerer Zählpunkte nicht zulässig; 

 87. Zählpunkt: Die Einspeise- bzw. Entnahmestelle, an der eine Strommenge 

messtechnisch erfasst und registriert wird; eine Zusammenfassung mehrerer 

Zählpunkte ist nicht zulässig; 

 … 

2. TEIL 

ERRICHTUNG UND BETRIEB VON STROMERZEUGUNGSANLAGEN 

SOWIE PFLICHTEN DER STROMERZEUGER 

§ 6 

Bewilligungspflicht 

(1) Die Errichtung, wesentliche Änderung und der Betrieb von Stromerzeugungsanlagen 

bedürfen einer elektrizitätsrechtlichen Bewilligung. 

(2) Keiner elektrizitätsrechtlichen Bewilligung nach Abs. 1 bedürfen: 

 1. Wasserkraftanlagen und Photovoltaikanlagen jeweils mit einer installierten 

Engpassleistung bis 400 kW; 

 1. Wasserkraftanlagen mit einer installierten Engpassleistung bis 400 kW und 

Photovoltaikanlagen mit einer installierten Engpassleistung bis 200 kW; 

 2. sonstige Stromerzeugungsanlagen mit einer installierten Engpassleistung bis zu 5 

kW; 

 2a. Stromerzeugungsanlagen, die ausschließlich zur Reserveversorgung bestimmt sind, 

mit einer installierten Engpassleistung bis 400 kWbis 200 kW; 

 3. Stromerzeugungsanlagen in Krankenanstalten gemäß dem 

Oö. Krankenanstaltengesetz 1997 und mobile Stromerzeugungsanlagen, jeweils für 

die Dauer einer Reserveversorgung; 

 4. Stromerzeugungsanlagen, die bergrechtlichen, eisenbahnrechtlichen oder gewerbe-

rechtlichen Vorschriften unterliegen; 

 5. Stromerzeugungsanlagen, die auch der mit dieser Tätigkeit in wirtschaftlichem und 

fachlichem Zusammenhang stehenden Gewinnung und Abgabe von Wärme dienen, 

wenn für diese Erzeugungsanlagen eine Genehmigungspflicht nach der 

Gewerbeordnung 1994 besteht. 

(3) Die im § 12 Abs. 1 Z 1 bis 3 und bei Windkraftanlagen auch die im § 12 Abs. 2 

genannten Voraussetzungen müssen auch bei der Errichtung, bei wesentlicher Änderung 

und dem Betrieb von Stromerzeugungsanlagen, die gemäß Abs. 2 Z 1, 2 und 2a der 

Bewilligungspflicht nicht unterliegen, eingehalten werden.  

(4) Vor Errichtung oder wesentlicher Änderung einer Stromerzeugungsanlage gemäß 

Abs. 2 Z 1, 2 und 2a ist mit dem Netzbetreiber, in dessen Netz die Anlage einspeist oder 

einspeisen soll, das Einvernehmen herzustellen. Weiters sind vor Inbetriebnahme der 

Stromerzeugungsanlage die Einhaltung der netzschutztechnischen Anforderungen und der 
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Zeitpunkt der Inbetriebnahme mit dem Netzbetreiber abzustimmen. Nach Inbetriebnahme 

der Stromerzeugungsanlage hat der Netzbetreiber der Behörde jeweils zum Ende des ersten 

Quartals des laufenden Kalenderjahrs für das abgelaufene Kalenderjahr zumindest folgende 

Daten zur Kenntnis zu bringen: 

 1. Eigentümer und Betreiber der ans Netz gegangenen Stromerzeugungsanlage 

samt Anschrift; 

 2. genauer Standort der Stromerzeugungsanlage; 

 3. Art der Stromerzeugungsanlage; 

 4. installierte Engpassleistung der Stromerzeugungsanlage. 

 (5) Wesentlich ist eine Änderung insbesondere dann, wenn sie geeignet ist, 

Gefährdungen oder erhebliche Belästigungen von Menschen oder Beeinträchtigungen der 

öffentlichen Interessen gemäß § 12 Abs. 1 Z 1 herbeizuführen. Erforderlichenfalls hat die 

Behörde auf Antrag oder von Amts wegen mit Bescheid festzustellen, ob eine Änderung 

einer Bewilligung bedarf.  

§ 7 

Antrag 

(1) Der Antrag auf Erteilung einer elektrizitätsrechtlichen Bewilligung ist schriftlich 

einzubringen. Dem Antrag ist ein von einer fachkundigen Person erstelltes Projekt in 

dreifacher Ausfertigung anzuschließen, das jedenfalls zu enthalten hat: 

 1. Eine technische Beschreibung mit Angaben über Standort, Zweck, Umfang, 

Betriebsweise und technische Ausführung der Stromerzeugungsanlage (einschließlich 

der Sicherheit der elektrischen Systeme, Anlagen und zugehörigen Ausrüstungen); 

 2. einen Übersichtsplan, einen Katasterplan, aus dem der Standort der 

Stromerzeugungsanlage und die betroffenen Grundstücke mit ihren 

Parzellennummern ersichtlich sind, sowie eine Kopie des betreffenden Auszugs aus 

dem Flächenwidmungsplan; 

 2a. eine Bestätigung der Gemeinde, womit die Übereinstimmung des Vorhabens mit dem 

rechtswirksamen Flächenwidmungsplan nachgewiesen wird; 

 3. Lagepläne über Standort, Umfang und alle wesentlichen Teile der 

Stromerzeugungsanlage sowie über die Abstände von den öffentlichen 

Verkehrsflächen und den übrigen Nachbargrundstücken; 

 4. Schnitte der Gesamtanlage und der wesentlichen Anlagenteile; 

 5. die Namen und Anschriften der Eigentümer und der dinglich Berechtigten, 

ausgenommen Hypothekargläubiger, der Grundstücke, auf denen die 

Stromerzeugungsanlage errichtet oder wesentlich geändert werden soll, sowie der 

Eigentümer jener Grundstücke, die von den Erzeugungseinheiten der 

Stromerzeugungsanlage bzw. von ihren Hilfsbetrieben oder Nebeneinrichtungen, 

sofern von diesen Hilfsbetrieben oder Nebeneinrichtungen Gefährdungen oder 

erhebliche Belästigungen ausgehen können, höchstens 50 m entfernt sind; 

 6. eine Darlegung der zu erwartenden Immissionen und Umweltauswirkungen; 

 7. Angaben über die Art der eingesetzten Primärenergieträger und die Maßnahmen der 

Energieeffizienz; 
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 8. eine Stellungnahme des jeweiligen Netzbetreibers, in dessen Netz die Anlage 

einspeist. 

(2) Die Behörde kann im Einzelfall die Vorlage weiterer Unterlagen anordnen, wenn die 

nach Abs. 1 anzuschließenden Unterlagen zur Beurteilung des Vorhabens nicht ausreichen. 

Sie kann aber auch von der Beibringung einzelner im Abs. 1 angeführter Angaben oder 

Unterlagen absehen, soweit diese für das Bewilligungsverfahren entbehrlich sind. 

(3) Bei der Planung einer neuen oder erheblichen Modernisierung einer vorhandenen 

thermischen Stromerzeugungsanlage mit einer thermischen Gesamtnennleistung von mehr 

als 20 MW ist eine Kosten-Nutzen-Analyse nach Maßgabe des Anhangs IX Teil 2 der 

Richtlinie 2012/27/EU zur Energieeffizienz durchzuführen und als Antragsunterlage 

vorzulegen. Dabei sind bei einer neuen Anlage die Kosten und Nutzen von Vorkehrungen für 

den Betrieb als hocheffiziente KWK-Anlage und bei der Modernisierung einer Anlage die 

Kosten und der Nutzen einer Umrüstung zu einer hocheffizienten KWK-Anlage zu bewerten. 

§ 10 

Bewilligungsverfahren 

(1) Bei Stromerzeugungsanlagen mit einer installierten Engpassleistung von mehr als 

400 kW ist eine mündliche Verhandlung durchzuführen.Bei Wasserkraftanlagen mit einer 

installierten Engpassleistung von mehr als 400 kW und sonstigen Stromerzeugungsanlagen 

mit einer installierten Engpassleistung von mehr als 200 kW ist eine mündliche Verhandlung 

durchzuführen. Dazu sind jedenfalls persönlich zu laden: 

 1. Die im § 8 Z 1 und 3 bis 6 genannten Parteien; 

 2. die Eigentümer der Grundstücke, die von den Erzeugungseinheiten der 

Stromerzeugungsanlage bzw. von ihren Hilfsbetrieben oder Nebeneinrichtungen, 

sofern von diesen Hilfsbetrieben oder Nebeneinrichtungen Gefährdungen oder 

erhebliche Belästigungen ausgehen können, höchstens 50 m entfernt sind. 

 (2) Die Ladung kann auch für bekannte Beteiligte durch Anschlag der Kundmachung in 

den betroffenen Häusern an einer den Hausbewohnern zugänglichen Stelle (Hausflur) 

erfolgen; die Eigentümer der betroffenen Häuser haben derartige Anschläge in ihren 

Häusern zu dulden. 

(3) Werden von Nachbarn privatrechtliche Einwendungen gegen die 

Stromerzeugungsanlage vorgebracht, hat die Behörde auf eine Einigung hinzuwirken; eine 

herbeigeführte Einigung ist in der Niederschrift über die Verhandlung zu beurkunden. Im 

Übrigen ist der Nachbar mit solchen Vorbringen auf den Zivilrechtsweg zu verweisen. 

(4) Die Standortgemeinde kann - ungeachtet einer allfälligen Parteistellung als Träger 

von Privatrechten - Einwendungen in Bezug auf die ihr im eigenen Wirkungsbereich 

zukommenden Angelegenheiten vorbringen.  Darüber hinaus sind jene Gemeinden zu hören, 

auf deren Gebiet mit von der Anlage ausgehenden relevanten Immissionen zu rechnen ist, 

bei Windkraftanlagen jedenfalls jene Gemeinden, auf deren Gebiet sich eine Fläche oder ein 

solches Gebäude befindet, für die bzw. das der Mindestabstand gemäß § 12 Abs. 2 gilt.  

(5) Der Betreiber des Verteilernetzes gemäß § 8 Z 6 kann Einwendungen nur hinsichtlich 

technischer Auswirkungen auf das Verteilernetz vorbringen. 

(6) Die Behörde hat dem energiewirtschaftlichen Planungsorgan hinsichtlich der 

Erreichung der in der Energiestrategie des Landes definierten Zielsetzungen Gelegenheit zu 
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geben, binnen vier Wochen nach Einlangen des Antrags, im Fall einer mündlichen 

Verhandlung spätestens bei dieser, eine Stellungnahme abzugeben.  

§ 12 

Elektrizitätsrechtliche Bewilligung 

(1) Die elektrizitätsrechtliche Bewilligung gemäß § 10 ist schriftlich – erforderlichenfalls 

unter Bedingungen, Befristungen oder Auflagen – zu erteilen, wenn 

 1. die Stromerzeugungsanlage dem Stand der Technik entspricht und durch die 

Errichtung, den Betrieb oder die wesentliche Änderung der Stromerzeugungsanlage 

oder durch die Lagerung von Betriebsmitteln oder Rückständen und dergleichen nach 

dem Stand der Technik und dem Stand der medizinischen und der sonst in Betracht 

kommenden Wissenschaften zu erwarten ist, dass die nach den Umständen des 

Einzelfalls voraussehbaren Gefährdungen des Lebens oder der Gesundheit von 

Menschen oder eine Gefährdung des Eigentums oder sonstiger dinglicher Rechte der 

Nachbarn vermieden und Belästigungen von Nachbarn, wie Immissionen, Geruch, 

Lärm, Erschütterungen, Wärme, Schwingungen, Blendung und dergleichen auf ein 

zumutbares Maß beschränkt werden, 

 2. eine effiziente Ausnutzung der Energieträger gewährleistet wird, 

 1. die Stromerzeugungsanlage dem Stand der Technik entspricht und durch die 

Errichtung, den Betrieb oder die wesentliche Änderung der Stromerzeugungsanlage 

oder durch die Lagerung von Betriebsmitteln oder Rückständen und dgl. eine 

Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit von Menschen oder eine Gefährdung 

des Eigentums oder sonstiger dinglicher Rechte der Nachbarn ausgeschlossen ist 

und Belästigungen von Nachbarn, wie Immissionen, Geruch, Lärm, Erschütterungen, 

Wärme, Schwingungen, Blendung und dgl., auf ein zumutbares Maß beschränkt 

bleiben, 

 2. die bestmögliche Energieeffizienz aus der Anlage erreicht wird; die jeweils zu 

erreichenden Mindestwirkungsgrade und Mindestnutzungsgrade können von der 

Behörde unter Berücksichtigung erreichbarer technischer und energiewirtschaftlicher 

Kriterien durch Verordnung festgelegt werden, 

 3. die Sicherheit der elektrischen Systeme, Anlagen und zugehörigen Ausrüstungen 

gewährleistet ist, 

 4. die Stromerzeugungsanlage bautechnischen Vorschriften nicht widerspricht, 

 5. für Anlagen über 400 kW installierter Engpassleistung ein Betriebsleiter gemäß § 44 

bestellt wird. 

(2) Bei Windkraftanlagen ist ein Mindestabstand 

 1. zu überwiegend für Wohnzwecke genutzten Gebäuden im Grünland, 

 2. zu Flächen, die als Bauland gewidmet sind und 

 3. zu Flächen, die gemäß dem örtlichen Entwicklungskonzept als künftiger 

Baulandbedarf festgelegt sind, 

einzuhalten. Davon ausgenommen sind Flächenwidmungen für Betriebsbaugebiete, 

Industriegebiete, Gebiete für Geschäftsbauten und Flächen, die dazu bestimmt sind, 

Betriebe aufzunehmen, die unter den Anwendungsbereich der SEVESO II-Richtlinie fallen 
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(§ 22 Abs. 6 und 7 und § 23 Abs. 3 und 4 Z 3 Oö. ROG 1994). Der jedenfalls einzuhaltende 

Abstand beträgt bei Windkraftanlagen mit einer installierten Engpassleistung 

- bis zu 30 kW: mindestens 100 m 

- über 30 kW bis zu 0,5 MW: mindestens 500 m 

- über 0,5 MW und 

Windparks: 

 

 

 

 

 

über 0,5 MW und 

Windparks: 

bei wesentlichen 

Änderungen am 

gleichbleibenden 

Standort mindestens 

800 m; bei 

Neuerrichtungen 

mindestens 1.000 m. 

mindestens 800 m. 

 

Gegebenenfalls ist ein größerer Abstand einzuhalten, wenn dies gemäß Abs. 1 Z 1 

erforderlich ist.  

(3) Ob die Belästigungen der Nachbarn zumutbar sind, ist danach zu beurteilen, wie sich 

die durch die Stromerzeugungsanlage verursachten Änderungen der tatsächlichen örtlichen 

Verhältnisse auf ein gesundes, normal empfindendes Kind und auf einen gesunden, normal 

empfindenden Erwachsenen auswirken. 

(4) Vor dem Eintritt der Rechtskraft der Bewilligung darf mit der Errichtung oder 

wesentlichen Änderung der Stromerzeugungsanlage nicht begonnen werden. 

(5) Mit der Bewilligung kann eine angemessene Frist für den Beginn oder die 

Fertigstellung des Vorhabens festgesetzt werden. 

§ 14 

Nachträgliche Auflagen 

(1) Werden bei bewilligten Stromerzeugungsanlagen trotz Einhaltung der 

vorgeschriebenen Auflagen Beeinträchtigungen im Sinn des § 12 Abs. 1 Z 1 von Nachbarn, 

von der Standortgemeinde oder von der Oö. Umweltanwaltschaft eingewendet, hat die 

Behörde diese Einwendungen zu überprüfen und erforderlichenfalls die zur Beseitigung 

dieser Beeinträchtigungen erforderlichen (zusätzlichen) Auflagen auch nach Erteilung der 

Bewilligung vorzuschreiben. Soweit solche Auflagen nicht zur Vermeidung einer Gefährdung 

des Lebens oder der Gesundheit von Menschen erforderlich sind, dürfen sie nur 

vorgeschrieben werden, wenn sie nicht unverhältnismäßig sind, vor allem wenn der mit der 

Erfüllung der Auflagen verbundene Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem mit den Auflagen 

angestrebten Erfolg steht. 

(2) Zu Gunsten von Personen, die erst nach Erteilung der Bewilligung Nachbarn 

geworden sind, sind Auflagen gemäß Abs. 1 nur soweit vorzuschreiben, als dies zur 

Vermeidung einer Gefahr für das Leben oder die Gesundheit dieser Menschen erforderlich 

ist. 

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß auch für Stromerzeugungsanlagen im Sinn des 

§ 6 Abs. 2. 
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(4) Vorgeschriebene Auflagen sind mit Bescheid aufzuheben oder abzuändern, wenn 

sich nach der Vorschreibung von Auflagen ergibt, dass die vorgeschriebenen Auflagen für 

die nach § 12 Abs. 1 Z 1 wahrzunehmenden Interessen nicht erforderlich sind oder für die 

Wahrnehmung dieser Interessen auch mit den Betreiber der Stromerzeugungsanlage 

weniger belastenden Auflagen das Auslangen gefunden werden kann. Die Behörde hat 

dieses Verfahren auf Antrag des Betreibers der Stromerzeugungsanlage einzuleiten. Im 

Antrag ist das Vorliegen der Voraussetzungen glaubhaft zu machen, andernfalls der Antrag 

zurückzuweisen ist. 

§ 16 

Erlöschen der Bewilligung 

(1) Die elektrizitätsrechtliche Bewilligung erlischt, wenn 

 1. die Fertigstellung der Stromerzeugungsanlage nicht innerhalb von fünf Jahren nach 

Rechtskraft der Bewilligung angezeigt wirderfolgt oder 

 2. der regelmäßige Betrieb nicht innerhalb eines Jahres nach Fertigstellung der 

Stromerzeugungsanlage aufgenommen wird oder 

 3. der Betrieb der gesamten Stromerzeugungsanlage durch mehr als fünf Jahre 

unterbrochen wird oder 

 4. die gemäß § 12 Abs. 5 festgesetzte Frist abgelaufen ist oder 

 5. der Betreiber die dauerhafte Einstellung des Betriebs der Stromerzeugungsanlage der 

Behörde anzeigt. 

(2) Die Behörde hat eine Frist gemäß Abs. 1 auf Grund eines vor Ablauf dieser Frist 

gestellten Antrags zu verlängern, wenn es Art und Umfang des Vorhabens erfordern oder die 

Fertigstellung oder die Inbetriebnahme des Vorhabens unvorhergesehenen Schwierigkeiten 

begegnet. Durch den Antrag wird der Ablauf der Frist bis zur Entscheidung gehemmt. In 

diesem Verfahren kommt nur dem Inhaber der Stromerzeugungsanlage Parteistellung zu. 

(3) Die Behörde hat auf Antrag oder, soweit dies im öffentlichen Interesse erforderlich ist, 

von Amts wegen das Erlöschen der Bewilligung mit Bescheid festzustellen. 

(4) Besteht Grund zur Annahme, dass nach dem Erlöschen der Bewilligung Missstände 

auftreten werden, die mit den Schutzinteressen des § 12 Abs. 1 Z 1 unvereinbar sind, hat die 

Behörde die erforderlichen Vorkehrungen oder Maßnahmen zur Hintanhaltung oder 

Beseitigung der Missstände einschließlich der Entfernung der vorhandenen Anlagen oder 

Anlagenteile dem Bewilligungsinhaber unter Setzung einer angemessenen Frist mit 

Bescheid aufzutragen. Hinsichtlich der Parteistellung in diesem Verfahren gilt § 8 

sinngemäß. 

§ 21 

Pflichten der Stromerzeuger 

(1) Stromerzeuger sind verpflichtet: 

 1. Sich einer Bilanzgruppe anzuschließen oder eine eigene Bilanzgruppe zu bilden; 

 2. Daten in erforderlichem Ausmaß betroffenen Netzbetreibern, dem 

Bilanzgruppenkoordinator, dem Bilanzgruppenverantwortlichen und anderen 

betroffenen Marktteilnehmern zur Verfügung zu stellen; 
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 3. Erzeugungsfahrpläne vorab an die betroffenen Netzbetreiber, den Regelzonenführer 

und den Bilanzgruppenverantwortlichen in erforderlichem Ausmaß bei technischer 

Notwendigkeit zu melden; 

 4. bei Verwendung eigener Zähleinrichtungen und Einrichtungen für die 

Datenübertragung die technischen Vorgaben der Netzbetreiber einzuhalten; 

 5. bei Teillieferungen Erzeugungsfahrpläne an die betroffenen 

Bilanzgruppenverantwortlichen bekannt zu geben; 

 6. nach Maßgabe vertraglicher Vereinbarungen auf Anordnung des Regelzonenführers 

zur Netzengpassbeseitigung oder zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit 

Leistungen (Erhöhung oder Einschränkung der Erzeugung sowie Veränderung der 

Kraftwerksverfügbarkeit) zu erbringen. Es ist sicherzustellen, dass bei Anweisungen 

der Regelzonenführer gegenüber Betreibern von KWK-Anlagen die 

Fernwärmeversorgung gewährleistet bleibt; 

 7. auf Anordnung der Regelzonenführer gemäß § 50 Z 5 zur Netzengpassbeseitigung 

oder zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit die Erhöhung und/oder 

Einschränkung der Erzeugung, somit die Veränderung der Kraftwerksverfügbarkeit 

des Kraftwerksbetreibers vorzunehmen, soweit dies nicht gemäß § 50 Z 5 vertraglich 

sichergestellt werden konnte; 

 8. auf Anordnung des Regelzonenführers mit technisch geeigneten Erzeugungsanlagen 

bei erfolglos verlaufender Ausschreibung gegen Ersatz der tatsächlichen 

Aufwendungen die Sekundärregelung bereitzustellen und zu erbringen. 

(2) Die näheren Bestimmungen zu den im Abs. 1 festgelegten Pflichten sind in den 

Allgemeinen Bedingungen für den Netzzugang und Netzbetrieb und in den Allgemeinen 

Bedingungen für Bilanzgruppenverantwortliche festzulegen. 

(3) Die Betreiber von Elektrizitätserzeugungsanlagen (Kraftwerksparks) mit einer 

Engpassleistung von mehr als 5 MW sind verpflichtet, 

 1. die Kosten für die Primärregelung zu übernehmen; 

 2. soweit diese zur Erbringung der Primärregelleistung imstande sind, diese auf 

Anordnung des Regelzonenführers zu erbringen, für den Fall, dass die Ausschreibung 

gemäß § 50a erfolglos blieb; 

 3. Nachweise über die Erbringung der Primärregelleistung dem Regelzonenführer in 

geeigneter und transparenter Weise zu erbringen; 

 4. Anweisungen des Regelzonenführers im Zusammenhang mit der Erbringung der 

Primärregelleistung, insbesondere betreffend die Art und den Umfang der zu 

übermittelnden Daten, zu befolgen. 

(4) Betreiber von Elektrizitätserzeugungsanlagen (Kraftwerksparks), die an die 

Netzebene gemäß § 63 Z 1 bis 3 ElWOG 2010 angeschlossen sind oder über eine 

Engpassleistung von mehr als 50 MW verfügen, sind verpflichtet, dem jeweiligen 

Regelzonenführer zur Überwachung der Netzsicherheit zeitgleich Daten über die jeweils 

aktuelle Einspeisung dieser Erzeugungsanlagen in elektronischer Form zu übermitteln.  

(5) Betreiber von Elektrizitätserzeugungsanlagen mit einer Engpassleistung von mehr als 

20 MW sind verpflichtet, der Landesregierung zur Überwachung der Versorgungssicherheit 

regelmäßig Daten über die zeitliche Verfügbarkeit der Erzeugungsanlagen zu übermitteln. 
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(6) Die Betreiber von Erzeugungsanlagen mit einer Engpassleistung von mehr als 20 

MW sind verpflichtet, vorläufige und endgültige Stilllegungen ihrer Erzeugungsanlage oder 

von Teilkapazitäten ihrer Erzeugungsanlage dem Regelzonenführer und der 

Regulierungsbehörde möglichst frühzeitig, mindestens aber 12 Monate vorher anzuzeigen. 

§ 21a 

Kleinsterzeugungsanlagen 

(1) Für Kleinsterzeugungsanlagen wird kein eigener Zählpunkt vergeben. 

(2) Netzbenutzer, die in ihrer Anlage eine Kleinsterzeugungsanlage betreiben und für die gemäß 

Abs. 1 kein Zählpunkt eingerichtet wurde, sind hinsichtlich der Kleinsterzeugungsanlage von den 

Verpflichtungen gemäß § 21 und § 23 ausgenommen. 

 

3. TEIL 

BETRIEB VON NETZEN 

(ÜBERTRAGUNGSNETZE, VERTEILERNETZE) 

1. HAUPTSTÜCK 

NETZZUGANG 

§ 25 

Bedingungen des Netzzugangs 

(1) Die Bedingungen für den Zugang zum Netzsystem dürfen nicht diskriminierend sein. 

Sie dürfen keine missbräuchlichen Praktiken oder ungerechtfertigten Beschränkungen 

enthalten und nicht die Versorgungssicherheit und die Dienstleistungsqualität gefährden. 

(2) Die Allgemeinen Bedingungen der Netzbetreiber einer Regelzone sind mit den 

anderen Netzbetreibern der Regelzone aufeinander abzustimmen. 

(3) Für jene Endverbraucher, die an den Netzebenen 

 1. Umspannung von Mittelspannung (mit einer Betriebsspannung zwischen mehr als 1 

kV bis einschließlich 36 kV) zu Niederspannung (1 kV und darunter), 

 2. Niederspannung (1 kV und darunter) 

angeschlossen sind, die weniger als 100.000 kWh Jahresverbrauch oder weniger als 50 kW 

Anschlussleistung aufweisen, sind von den Netzbetreibern jedenfalls standardisierte 

Lastprofile zu erstellen und dabei auch die Form der Erstellung und Anpassung (synthetisch, 

analytisch) dieser standardisierten Profile zu bestimmen. 

(4) Für Einspeiser mit weniger als 100.000 kWh jährlicher Einspeisung oder weniger als 

50 kW Anschlussleistung sind ebenfalls von den Netzbetreibern, an denen die Einspeiser 

angeschlossen sind, standardisierte Lastprofile zu erstellen. 

(5) Die Allgemeinen Bedingungen für den Netzzugang haben insbesondere zu enthalten: 

 1. die Rechte und Pflichten der Vertragspartner, insbesondere zur Einhaltung der 

Sonstigen Marktregeln; 

 2. die den einzelnen Netzbenutzern zugeordneten standardisierten Lastprofile; 

 3. die technischen Mindestanforderungen für den Netzzugang; 

 4. die verschiedenen von den Verteilerunternehmen im Rahmen des Netzzugangs zur 

Verfügung zu stellenden Dienstleistungen und die angebotene Qualität; 

 5. den Zeitraum, innerhalb dessen Kundenanfragen jedenfalls zu beantworten sind; 

 6. die Ankündigung von geplanten Versorgungsunterbrechungen; 

 7. die Mindestanforderungen bezüglich Terminvereinbarungen mit Netzbenutzern; 
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 8. jenen Standard, der bei der Datenübermittlung an Marktteilnehmer einzuhalten ist; 

 9. das Verfahren und die Modalitäten für Anträge auf Netzzugang; 

 10. die von den Netzbenutzern zu liefernden Daten; 

 11. eine Frist von höchstens 14 Tagen ab Einlangen, innerhalb der das 

Verteilerunternehmen das Begehren auf Netzzugang zu beantworten hat; 

 12. die grundlegenden Prinzipien für die Verrechnung sowie die Art und Form der 

Rechnungslegung; 

 13. die Verpflichtung von Netzzugangsberechtigten zur Vorauszahlung oder 

Sicherheitsleistung (Barsicherheit, Bankgarantie, Hinterlegung von nicht vinkulierten 

Sparbüchern) in angemessener Höhe, insoweit nach den Umständen des Einzelfalls 

zu erwarten ist, dass der Netzbenutzer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder 

nicht zeitgerecht nachkommt; 

 14. einen Hinweis auf gesetzlich vorgesehene Streitbeilegungsverfahren; 

 15. Modalitäten, zu welchen der Netzbenutzer verpflichtet ist, Teilbetragszahlungen zu 

leisten, wobei eine Zahlung zumindest zehnmal jährlich anzubieten ist. 

In den Allgemeinen Bedingungen für den Netzzugang können auch Normen und Regelwerke 

der Technik (Regeln der Technik) in ihrer jeweils geltenden Fassung für verbindlich erklärt 

werden. Die Bestimmungen der Energieeffizienzrichtlinie, insbesondere auch im Hinblick auf 

KWK-Anlagen, sind in den Allgemeinen Bedingungen für den Netzzugang zu 

berücksichtigen. 

(6) Die Allgemeinen Bedingungen für den Netzzugang sind durch die 

Regulierungsbehörde zu genehmigen und gemeinsam mit den gemäß Abs. 3 und 4 zu 

erstellenden standardisierten Lastprofilen sowie den Standardregeln für die Übernahme und 

Teilung der Kosten für technische Anpassungen, wie Netzanschlüsse und 

Netzverstärkungen, verbesserter Netzbetrieb und Regeln für die nichtdiskriminierende 

Anwendung der Netzkodizes, die zur Einbindung neuer Produzenten erneuerbarer Energie 

notwendig sind, vom Netzbetreiber in der Amtlichen Linzer Zeitung zu veröffentlichen.  

(7) Netzbetreiber haben die Netzzugangsberechtigten vor Vertragsabschluss über die 

wesentlichen Inhalte der Allgemeinen Bedingungen zu informieren. Zu diesem Zweck ist den 

Netzzugangsberechtigten ein Informationsblatt auszuhändigen. Weiters sind die im Anhang I 

der Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie festgelegten Maßnahmen zum Schutz der Kundinnen 

und Kunden einzuhalten.  

(8) Werden neue Allgemeine Bedingungen genehmigt, hat der Netzbetreiber dies binnen 

vier Wochen nach der Genehmigung den Netzbenutzern in einem persönlich an sie 

gerichteten Schreiben bekanntzugeben und ihnen diese auf deren Wunsch zuzusenden. In 

diesem Schreiben oder auf der Rechnung sind die Änderungen der allgemeinen 

Bedingungen und die Kriterien, die bei der Änderung nach dem ElWOG 2010 einzuhalten 

sind, nachvollziehbar wiederzugeben. Die Änderungen gelten ab dem nach Ablauf von drei 

Monaten folgenden Monatsersten als vereinbart.  

(9) Netzbetreiber haben den Netzbenutzern transparente Informationen über geltende 

Preise und Tarife sowie über die Allgemeinen Bedingungen über Anforderung kostenlos zur 

Verfügung zu stellen.  
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§ 27 

Verweigerung des Netzzugangs 

(1) Netzzugangsberechtigten kann der Netzzugang aus nachstehenden Gründen 

verweigert werden: 

 1. Außergewöhnliche Netzzustände (Störfälle); 

 2. mangelnde Netzkapazitäten; 

 3. wenn der Netzzugang für Stromlieferungen für einen Kunden abgelehnt wird, der in 

dem Netzsystem, aus dem die Belieferung erfolgt oder erfolgen soll, nicht als 

zugelassener Kunde gilt; 

 4. wenn ansonsten Elektrizität aus fernwärmeorientierten, umwelt- und 

ressourcenschonenden sowie technischwirtschaftlich sinnvollen Kraft-Wärme-

Kopplungsanlagen oder aus Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien trotz 

Eingehens auf die aktuellen Marktpreise verdrängt würde, wobei Möglichkeiten zum 

Verkauf dieser elektrischen Energie an Dritte zu nutzen sind. 

(2) Die Verweigerung ist gegenüber dem Netzzugangsberechtigten zu begründen. 

(3) Gemäß § 21 Abs. 2 ElWOG 2010§ 20 Abs. 2 ElWOG 2010 hat die 

Regulierungsbehörde über Antrag desjenigen, der behauptet, durch die Verweigerung des 

Netzzugangs in seinem gesetzlich eingeräumten Recht auf Gewährung des Netzzugangs 

verletzt worden zu sein, innerhalb eines Monats festzustellen, ob die Voraussetzungen für 

die Verweigerung eines Netzzugangs gemäß Abs. 1 vorliegen. Der Netzbetreiber hat das 

Vorliegen der Verweigerungstatbestände (Abs. 1) nachzuweisen. Die Regulierungsbehörde 

hat in jeder Lage des Verfahrens auf eine gütliche Einigung zwischen 

Netzzugangsberechtigtem und Netzbetreiber hinzuwirken. 

(4) Für die Beurteilung der Netzzugangsberechtigung sind die Rechtsvorschriften jenes 

Landes anzuwenden, in dem der Antragsteller gemäß Abs. 3 seinen Sitz (Hauptwohnsitz) 

hat. Bezüglich der Beurteilung der Netzzugangsverweigerungsgründe sind jene 

Rechtsvorschriften anzuwenden, die am Sitz des Netzbetreibers, der den Netzzugang 

verweigert hat, gelten. 

 

2. HAUPTSTÜCK 

ÜBERTRAGUNGSNETZE 

3. HAUPTSTÜCK 

VERTEILERNETZE 

KONZESSION, BETRIEB 

§ 36 

Umgründung und Fortbetrieb 

(1) Bei Übertragung von Unternehmen und Teilunternehmen durch Umgründung, 

insbesondere durch Verschmelzungen, Umwandlungen, Einbringungen, 

Zusammenschlüsse, Realteilungen und Spaltungen gemäß dem Umgründungssteuergesetz, 

gehen die zur Fortführung des Betriebs erforderlichen Konzessionen auf den 

Nachfolgeunternehmer über, wenn der Nachfolgeunternehmer die Voraussetzungen für die 

Konzessionserteilung erfüllt. 
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(2) Der Nachfolgeunternehmer hat der Behörde den Übergang der Konzession unter 

Anschluss eines Firmenbuchauszugs und der zur Herbeiführung der Eintragung im 

Firmenbuch eingereichten Unterlagen in Abschrift innerhalb von vier Wochen nach 

Eintragung im Firmenbuch anzuzeigen. 

(3) Unbeschadet des § 34 Abs. 2 finden hinsichtlich der Fortbetriebsrechte die §§ 41 bis 

45 Gewerbeordnung 1994, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 66/2010, 

sinngemäß Anwendung. 

§ 39 

Ausnahmen von der Anschlusspflicht 

(1) Von der Anschlusspflicht gemäß § 38 sind jedenfalls jene Kunden ausgenommen, 

denen elektrische Energie mit einer Nennspannung von über 110 kV übergeben wird. 

(2) Die Anschlusspflicht besteht nicht: 

 1. Soweit der Anschluss dem Betreiber des Verteilernetzes unter Beachtung der 

Interessen der Gesamtheit der Kunden im Einzelfall wirtschaftlich nicht zumutbar ist; 

 2. für Widerstandsheizungen zur Beheizung von Wohnräumen. 

§ 39a 

Entscheidung über die Anschlusspflicht 

Ob die Anschlusspflicht gemäß § 38 besteht, hat die Behörde auf Antrag eines 

Endverbrauchers oder einer Endverbraucherin oder eines Erzeugers oder eines 

Verteilernetzbetreibers mit Bescheid festzustellen. Wird dieser Verpflichtung nicht 

nachgekommen, hat die Behörde mit Bescheid die Herstellung des Anschlusses binnen 

angemessener Frist vorzuschreiben. 

§ 43 

Direktleitung 

Erzeuger haben einen Rechtsanspruch auf Errichtung und Betrieb einer Direktleitung. 

§ 43 

Versorgung über Direktleitungen 

Erzeuger haben einen Rechtsanspruch, ihre eigenen Betriebsstätten und ihre eigenen 

Konzernunternehmen über eine Direktleitung zu versorgen. Die Bestimmungen über den 

Netzzugang (§§ 22 ff) bei Mitbenützung des öffentlichen Netzes sind zu berücksichtigen.  

 

6. HAUPTSTÜCK 

REGELZONEN 

§ 50 

Pflichten des Regelzonenführers 

Der Regelzonenführer hat folgende Pflichten: 

 1. die Bereitstellung der Systemdienstleistung (Leistungs-Frequenz-Regelung) 

entsprechend den technischen Regeln, wie etwa der ENTSO (Strom), wobei diese 

Systemdienstleistung von dritten Unternehmen erbracht werden kann; 

 2. die Fahrplanabwicklung mit anderen Regelzonen; 

 3. die Organisation und den Einsatz der Ausgleichsenergie entsprechend der 

Bieterkurve im Zusammenwirken mit dem Bilanzgruppenkoordinator; 
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 4. Messungen von elektrischen Größen an Schnittstellen seines Elektrizitätsnetzes und 

Übermittlung der Daten an den Bilanzgruppenkoordinator und andere Netzbetreiber; 

 5. die Ermittlung von Engpässen in Übertragungsnetzen sowie die Durchführung von 

Maßnahmen zur Vermeidung, Beseitigung und Überwindung von Engpässen in 

Übertragungsnetzen, weiters die Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit. Sofern 

für die Vermeidung oder Beseitigung eines Netzengpasses erforderlich, schließen die 

Regelzonenführer in Abstimmung mit den betroffenen Betreibern von Verteilernetzen 

im erforderlichen Ausmaß und für den erforderlichen Zeitraum mit den Erzeugern 

Verträge, wonach diese zu gesicherten Leistungen (Erhöhung oder Einschränkung 

der Erzeugung, Veränderung der Verfügbarkeit von Erzeugungsanlagen, Vorhaltung 

von Leistung mit geeigneter Vorlaufzeit) gegen Ersatz der wirtschaftlichen Nachteile 

und Kosten, die durch diese Leistungen verursacht werden, verpflichtet sind; dabei ist 

Erzeugungsanlagen, in denen erneuerbare Energiequellen eingesetzt werden, der 

Vorrang zu geben und sicherzustellen, dass bei Anweisungen gegenüber Betreibern 

von KWK-Anlagen die Sicherheit der Fernwärmeversorgung nicht gefährdet wird. In 

diesen Verträgen können Erzeuger auch zu gesicherten Leistungen, um zur 

Vermeidung und Beseitigung von Netzengpässen in anderen Übertragungsnetzen 

beizutragen, verpflichtet werden. Bei der Bestimmung der Systemnutzungsentgelte 

sind den Regelzonenführern die Aufwendungen, die ihnen aus der Erfüllung dieser 

Verpflichtungen entstehen, anzuerkennen; 

 5. die Ermittlung von Engpässen in Übertragungsnetzen sowie die Durchführung von 

Maßnahmen zur Vermeidung, Beseitigung und Überwindung von Engpässen in 

Übertragungsnetzen sowie die Durchführung von Maßnahmen zur Vermeidung, 

Beseitigung und Überwindung von Engpässen in Übertragungsnetzen, weiters die 

Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit. Sofern für die Netzengpassbeseitigung 

erforderlich, haben die Regelzonenführer in Abstimmung mit den betroffenen 

Verteilernetzbetreibern mit den Erzeugern Verträge abzuschließen, wonach diese zu 

Leistungen (Erhöhung oder Einschränkung der Erzeugung, Veränderung der 

Verfügbarkeit von Erzeugungsanlagen) gegen Ersatz der wirtschaftlichen Nachteile 

und Kosten, die durch diese Leistungen verursacht werden, verpflichtet sind; dabei ist 

Erzeugungsanlagen, in denen erneuerbare Energiequellen eingesetzt werden, der 

Vorrang zu geben und sicherzustellen, dass bei Anweisungen gegenüber Betreibern 

von KWK-Anlagen die Sicherheit der Fernwärmeversorgung nicht gefährdet wird. Bei 

der Bestimmung der Systemnutzungsentgelte sind den Regelzonenführern die 

Aufwendungen, die ihnen aus der Erfüllung dieser Verpflichtungen entstehen, 

anzuerkennen; 

 5a. Entfallen 

 6. den Abruf der Kraftwerke zur Aufbringung von Ausgleichsenergie gemäß den 

Vorgaben des Bilanzgruppenkoordinators; 

 7. die Durchführung einer Abgrenzung von Regelenergie zu Ausgleichsenergie nach 

transparenten und objektiven Kriterien; 

 8. die Sicherstellung des physikalischen Ausgleichs zwischen Aufbringung und Bedarf in 

dem von ihm abzudeckenden Netzsystem; 
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 9. die Verrechnung der Ausgleichsenergie über eine zur Ausübung dieser Tätigkeit 

befugte Verrechnungsstelle durchzuführen und dieser sowie den 

Bilanzgruppenverantwortlichen die zur Durchführung der Verrechnung erforderlichen 

Daten zur Verfügung zu stellen, wobei insbesondere jene Zählwerte zu übermitteln 

sind, die für die Berechnung der Fahrplanabweichungen und der Abweichung vom 

Lastprofil jeder Bilanzgruppe benötigt werden; 

 10. die Erstellung einer Lastprognose zur Erkennung von Engpässen; 

 11. Verträge über den Datenaustausch mit anderen Netzbetreibern, den 

Bilanzgruppenverantwortlichen sowie den Bilanzgruppenkoordinatoren und anderen 

Marktteilnehmern entsprechend den Marktregeln abzuschließen; 

 12. die Benennung des Bilanzgruppenkoordinators und deren Anzeige an die Behörde; 

 13. Entfallen 

 14. die Veröffentlichung der in Anspruch genommenen Primärregelleistungen hinsichtlich 

Dauer und Höhe sowie der Ergebnisse des Ausschreibungsverfahrens gemäß § 40 

ElWOG 2010; 

 15. die Systeme der Datenübermittlung und Auswertung für zeitgleich übermittelte Daten 

von Erzeugungsanlagen gemäß § 21 Abs. 4 so zu gestalten und zu betreiben, dass 

eine Weitergabe dieser Information an Dritte auszuschließen ist; 

 16. ein Gleichbehandlungsprogramm zu erstellen, durch das gewährleistet wird, dass die 

Verpflichtungen gemäß Z 15 eingehalten werden; 

 17. mit der Agentur sowie der Regulierungsbehörde zusammenzuarbeiten, um die 

Kompatibilität der regional geltenden Regulierungsrahmen und damit die Schaffung 

eines Wettbewerbsbinnenmarkts für Elektrizität zu gewährleisten; 

 18. für Zwecke der Kapazitätsvergabe und der Überprüfung der Netzsicherheit auf 

regionaler Ebene über ein oder mehrere integrierte Systeme zu verfügen, die sich auf 

einen oder mehrere Mitgliedstaaten erstrecken; 

 19. regional und überregional die Berechnungen von grenzüberschreitenden Kapazitäten 

und deren Vergabe gemäß den Vorgaben der Verordnung 2009/714/EG zu 

koordinieren; 

 20. Maßnahmen, die der Markttransparenz dienen, grenzüberschreitend abzustimmen; 

 21. die Vereinheitlichung zum Austausch von Regelenergieprodukten durchzuführen; 

 22. in Zusammenarbeit mit anderen Regelzonenführern eine regionale Bewertung bzw. 

Prognose der Versorgungssicherheit vorzunehmen; 

 23. in Zusammenarbeit mit anderen Regelzonenführern unter Austausch der 

erforderlichen Daten eine regionale Betriebsplanung durchzuführen und koordinierte 

Netzbetriebssicherheitssysteme zu verwenden; 

 24. die Vorlage der Regeln für das Engpassmanagement einschließlich der 

Kapazitätszuweisung an den grenzüberschreitenden Leitungen sowie jede Änderung 

dieser Regeln zur Genehmigung an die Regulierungsbehörde; 

 25. Angebote für Regelenergie einzuholen, zu übernehmen und eine Abrufreihenfolge als 

Vorgabe für Regelzonenführer zu erstellen; 

 26. besondere Maßnahmen zu ergreifen, wenn keine Angebote für Regelenergie 

vorliegen. 
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4. TEIL 

ELEKTRIZITÄTSMARKT 

1. HAUPTSTÜCK 

PFLICHTEN GEGENÜBER KUNDENSTROMHÄNDLER 

§ 51 

Stromhändler 

(1) Stromhändler, die beabsichtigen, Endverbraucher in Oberösterreich zu beliefern, sind 

verpflichtet, die Aufnahme ihrer Tätigkeit unter Angabe des Hauptwohnsitzes oder Sitzes des 

Unternehmens bei der Behörde anzuzeigen. Liegt der Hauptwohnsitz oder der Sitz des 

Unternehmens im Ausland, sind sie verpflichtet, vor Aufnahme ihrer Tätigkeit einen 

inländischen Zustellungsbevollmächtigten gemäß § 9 Zustellgesetz zu bestellen und der 

Behörde Name und Anschrift des Zustellungsbevollmächtigten mitzuteilen. Änderungen des 

Hauptwohnsitzes oder des Sitzes des Unternehmens und Änderungen in der Person des 

Zustellungsbevollmächtigten sind unverzüglich der Behörde bekannt zu geben. 

(2) Die Behörde ist berechtigt, die nach § 79 Abs. 6 ElWOG 2010 im Anhang zum 

Geschäftsbericht des Stromhändlers veröffentlichten Ergebnisse der Dokumentation den 

Endverbrauchern in geeigneter Weise zugänglich zu machen.  

(3) Die Behörde hat einem Stromhändler, der Endverbraucher in Oberösterreich 

beliefert, die Stromhändlertätigkeit zu untersagen, wenn er 

 1. insgesamt drei Mal wegen Verletzung seiner Pflichten nach diesem Landesgesetz 

rechtskräftig bestraft worden ist, sofern die Untersagung unter Bedachtnahme auf die 

im § 3 genannten Ziele nicht unverhältnismäßig ist, oder 

 2. in sinngemäßer Anwendung des § 13 Gewerbeordnung 1994 von der 

Gewerbeausübung ausgeschlossen wäre. 

 

3. HAUPTSTÜCK 

BILANZGRUPPENKOORDINATOR 

6. TEIL 

ORGANISATORISCHE BESTIMMUNGEN 

§ 59a 

Überwachungsaufgaben 

(1) Zur Wahrnehmung ihrer den Elektrizitätsmarkt betreffenden Überwachungsfunktionen 

hat die Behörde Überwachungsaufgaben. Insbesondere umfassen diese, 

 1. die Versorgungssicherheit in Bezug auf Zuverlässigkeit und Qualität des Netzes, 

sowie die kommerzielle Qualität der Netzdienstleistungen, 

 2. den Grad der Transparenz am Elektrizitätsmarkt unter besonderer Berücksichtigung 

der Großhandelspreise, 

 3. den Grad und die Wirksamkeit der Marktöffnung und den Umfang des Wettbewerbs 

auf Großhandelsebene und Endverbraucherebene einschließlich etwaiger 

Wettbewerbsverzerrungen oder -beschränkungen, 

 4. etwaige restriktive Vertragspraktiken einschließlich Exklusivitätsbestimmungen, die 

große gewerbliche Kundinnen bzw. Kunden daran hindern können, gleichzeitig mit 

mehreren Anbietern Verträge zu schließen, oder ihre Möglichkeit dazu beschränken, 
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 5. die Dauer und Qualität der von Übertragungs- und Verteilernetzbetreibern 

vorgenommenen Neuanschlüsse,  Wartungs- und sonstiger Reparaturdienste, 

 6. die Investitionen in die Erzeugungskapazitäten mit Blick auf die 

Versorgungssicherheit, laufend zu beobachten.  

 (2) Die Regulierungsbehörde ist ermächtigt, zur Wahrnehmung der im Abs. 1 genannten 

Aufgaben durch die Landesregierung und zur Erfüllung der Aufgaben der 

Regulierungsbehörde, Erhebungsmasse, -einheiten, und -merkmale, 

Merkmalsausprägung, Datenformat, Häufigkeit, Zeitabstände und Verfahren der 

laufenden Datenerhebung sowie Bestimmung des auskunftspflichtigen 

Personenkreises durch Verordnung näher zu regeln. Die Verordnung hat hiebei 

jedenfalls die Erhebung folgender Daten zu bestimmen:Zur Wahrnehmung der im 

Abs. 1 genannten Aufgaben sind von der Behörde ausschließlich für statistische 

Zwecke folgende Daten zu erheben: 

 1. Von Netzbetreibern: Zahl der Neuanschlüsse inklusive hiefür benötigte Zeit; 

durchgeführte Wartungs- und Reparaturdienste inklusive jeweils hiefür eingehobener 

Gebühren und benötigter Zeit; Anzahl der geplanten und  ungeplanten 

Versorgungsunterbrechungen inklusive Anzahl der davon betroffenen 

Endverbraucher, Leistung, Dauer der Versorgungsunterbrechungen, Ursache und 

betroffene Spannungsebenen; Merkmale der Spannung in öffentlichen 

Elektrizitätsversorgungsnetzen; Anzahl der Netzzutritts- und Netzzugangsanträge 

sowie deren durchschnittliche Bearbeitungsdauer; 

 2. von Verteilernetzbetreibern: Anzahl der Versorgerwechsel sowie gewechselte 

Mengen (kWh), jeweils getrennt nach Netzebenen und Lieferanten; Abschaltraten, 

unter gesonderter Ausweisung von Abschaltungen bei Aussetzungen bzw. 

Vertragsauflösung wegen Verletzung vertraglicher Pflichten; Zahl der Neuan- und 

Abmeldungen; Anzahl der eingesetzten Vorauszahlungszähler; durchgeführte Anzahl 

der eingeleiteten Wechsel, die dem Netzbetreiber bekannt gemacht wurden, inklusive 

Anzahl der nicht erfolgreich abgeschlossenen Wechsel; Anzahl der Wiederaufnahmen 

der Belieferung nach Unterbrechung auf Grund von Zahlungsverzug; Zahl der 

Endabrechnungen und Anteil der Rechnungen, die später als sechs Wochen nach 

Beendigung des Vertrags ausgesandt wurden; Anzahl der Kundinnen- bzw. 

Kundenbeschwerden und -anfragen samt Gegenstand (zB Rechnung und 

Rechnungshöhe oder Zähler, Ablesung und Verbrauchsermittlung) sowie die 

durchschnittliche Bearbeitungsdauer der Beschwerden; 

 3. von Versorgern: Verrechnete Energiepreise in Eurocent/kWh je definierter Kundinnen- 

bzw. Kundengruppe; Anzahl der Versorgerwechsel sowie gewechselte Mengen 

(kWh), jeweils getrennt nach Kundinnen- bzw. Kundengruppen; Anzahl der 

eingegangenen Beschwerden samt Beschwerdegründen; Anzahl der versorgten 

Endverbraucher samt Abgabemenge je definierter Kundinnen- bzw. Kundengruppe. 

(3) Zur Wahrnehmung der im Abs. 1 genannten Aufgaben hat sich die Behörde 

insbesondere des Berichts der Regulierungsbehörde gemäß § 88 Abs. 8 ElWOG 2010 zu 

bedienen. 
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(3) Die Behörde kann durch Verordnung die Erhebungsmasse, -einheiten und -

merkmale, Merkmalsausprägung, Häufigkeit, Zeitabstände und Verfahren der laufenden 

Datenerhebung näher regeln. 

(4) Der im Abs. 2 genannte Personenkreis ist verpflichtet, der Behörde die Daten gemäß 

Abs. 2 bis spätestens 31. März des jeweiligen Folgejahres elektronisch zu übermitteln. 

 

7. TEIL 

STRAFBESTIMMUNGEN 

§ 63 

Strafbestimmungen 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 

Geldstrafe von mindestens 50.000 Euro bis zu 100.000 Euro zu bestrafen, wer 

 1. entgegen § 24 in Verbindung mit § 27 Abs. 1 seinen Pflichten gegenüber 

Netzzugangsberechtigten nicht nachkommt, 

 2. entgegen § 29 seinen Pflichten als Übertragungsnetzbetreiber nicht nachkommt, 

 3. entgegen § 29a Abs. 1 seinen Pflichten als Übertragungsnetzbetreiber nicht 

nachkommt, 

 4. entgegen § 31 als Verteilernetzbetreiber, an dessen Netz mindestens 100.000 

Kundinnen bzw. Kunden angeschlossen sind, ein Verteilernetz ohne Konzession 

betreibt, 

 5. entgegen § 33 Abs. 2 Z 2 seinen Pflichten als Verteilernetzbetreiber, an dessen Netz 

mindestens 100.000 Kundinnen bzw. Kunden angeschlossen sind, nicht nachkommt, 

 6. entgegen § 33 Abs. 5 Z 1, 2, 4 und Z 6 bis 8 seinen Pflichten als 

Verteilernetzbetreiber, an dessen Netz mindestens 100.000 Kundinnen bzw. Kunden 

angeschlossen sind, nicht nachkommt, 

 7. entgegen § 40 seinen Pflichten als Verteilernetzbetreiber, an dessen Netz mindestens 

100.000 Kundinnen bzw. Kunden angeschlossen sind, nicht nachkommt, 

 8. entgegen § 47 Abs. 1 Z 4 seinen Pflichten als Netzbetreiber an dessen Netz 

mindestens 100.000 Kundinnen bzw. Kunden angeschlossen sind, nicht nachkommt, 

 9. entgegen § 50 seinen Pflichten als Regelzonenführer, an dessen Netz mindestens 

100.000 Kundinnen bzw. Kunden angeschlossen sind, nicht nachkommt, 

 10. entgegen § 51a seinen Pflichten als Stromhändler, an dessen Netz mindestens 

100.000 Kundinnen bzw. Kunden angeschlossen sind, nicht nachkommt, 

 11. entgegen § 51b seinen Pflichten als Versorger, an dessen Netz mindestens 100.000 

Kundinnen bzw. Kunden angeschlossen sind, nicht nachkommt, 

 12. entgegen § 54 Abs. 1 seinen Pflichten als Bilanzgruppenverantwortlicher, an dessen 

Netz mindestens 100.000 Kundinnen bzw. Kunden angeschlossen sind, nicht 

nachkommt, 

 13. entgegen § 54 Abs. 2 Z 1 bis 5 und Z 8 seinen Pflichten als 

Bilanzgruppenverantwortlicher, an dessen Netz mindestens 100.000 Kundinnen bzw. 

Kunden angeschlossen sind, nicht nachkommt, 
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 14. entgegen § 54 Abs. 3 seinen Pflichten als Bilanzgruppenverantwortlicher, an dessen 

Netz mindestens 100.000 Kundinnen bzw. Kunden angeschlossen sind, nicht 

nachkommt, 

 15. entgegen § 55 Abs. 4 Z 2 bis 4 und Z 6 bis 7 seinen Pflichten als 

Bilanzgruppenkoordinator, an dessen Netz mindestens 100.000 Kundinnen bzw. 

Kunden angeschlossen sind, nicht nachkommt. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 

einer Geldstrafe bis zu 50.000 Euro zu bestrafen, wer entgegen § 25 Abs. 7 bis 9 seinen 

Pflichten als Netzbetreiber nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 

einer Geldstrafe bis zu 20.000 Euro zu bestrafen, wer 

 1. entgegen § 6 Abs. 1 und 3 eine Stromerzeugungsanlage errichtet, wesentlich ändert 

oder betreibt oder entgegen § 6 Abs. 4 seinen Pflichten als Anlagenerrichter bzw. 

Betreiber oder Netzbetreiber nicht nachkommt, 

 1a. Auflagen oder Bedingungen, die gemäß § 12 Abs. 1 oder § 14 vorgeschrieben 

wurden, nicht einhält, 

 2. entgegen § 21  seinen Pflichten als Stromerzeuger nicht nachkommt, wobei bei 

Verstößen gegen § 21 Abs. 3 die Mindeststrafe mindestens 10.000 Euro beträgt, 

 3. entgegen § 23 seinen Pflichten als Netzbenutzer nicht nachkommt, 

 4. entgegen § 29 seinen Pflichten als Übertragungsnetzbetreiber nicht nachkommt, 

 5. entgegen § 31 ein Verteilernetz ohne Konzession betreibt, 

 6. entgegen § 36 Abs. 2 als Nachfolgeunternehmer den Übergang der Konzession nicht 

oder nicht rechtzeitig anzeigt, 

 7. entgegen § 37 Abs. 2 und 3 seinen Pflichten als Inhaber einer Konzession nicht 

nachkommt, 

 8. entgegen § 40 seinen Pflichten als Verteilernetzbetreiber nicht nachkommt, 

 9. entgegen § 50 seinen Pflichten als Regelzonenführer nicht nachkommt, 

 10. entgegen § 50a Abs. 2 seinen Pflichten als Regelzonenführer nicht nachkommt, 

wobei die Mindeststrafe 10.000 Euro beträgt, 

 11. entgegen § 51 Abs. 1 seinen Pflichten als Stromhändler nicht nachkommt, 

 11.12. entgegen § 53 Abs. 1 den Auflagen im Zulassungsbescheid als 

Bilanzgruppenverantwortlicher nicht nachkommt, 

 12.13. entgegen § 54 seinen Aufgaben und Pflichten als Bilanzgruppenverantwortlicher nicht 

nachkommt, 

 13.14. entgegen § 55 seinen Aufgaben und Pflichten als Bilanzgruppenkoordinator nicht 

nachkommt, 

 15. entgegen § 59a Abs. 4 seinen Pflichten als Netzbetreiber, Verteilernetzbetreiber oder 

Versorger, an dessen Netz mindestens 100.000 Kundinnen bzw. Kunden 

angeschlossen sind, nicht nachkommt, wobei die Mindeststrafe mindestens 

10.000 Euro beträgt. 

(4) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 

Geldstrafe bis zu 2.000 Euro zu bestrafen, wer 
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 1. entgegen § 15 Abs. 1 (Betriebseinstellung) und § 44 Abs. 7, 8 und 10 (Betriebsleiter) 

seiner Anzeigepflicht nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt, 

 2. entgegen § 47 Abs. 1 Z 3 die langfristige Planung nicht vorlegt, 

 3. entgegen § 59a Abs. 4 seinen Pflichten als Netzbetreiber, Verteilernetzbetreiber oder 

Versorger nicht nachkommt, 

 4. entgegen § 60 Abs. 1 und 2 eine verlangte Auskunft ohne ausreichende Gründe 

innerhalb der festgesetzten Frist nicht oder nicht vollständig erteilt oder Organen der 

Behörde den Zutritt verweigert oder seiner Berichts- oder Mitteilungspflicht gemäß 

§ 60 Abs. 3 und 4 nicht nachkommt. 

(5) Soweit gemäß § 44 Abs. 1 auch der Betriebsleiter der Behörde gegenüber für die 

Einhaltung der den Konzessionsinhaber treffenden Verpflichtungen verantwortlich ist, trifft 

auch ihn die strafrechtliche Verantwortlichkeit. 

 

8. TEIL 

SCHLUSS- UND ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

§ 64 

Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf Rechtsvorschriften des Bundes verwiesen wird, 

sind diese in folgender Fassung anzuwenden: 

 - Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010 (ElWOG 2010), BGBl. 

Nr. 110/2010, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 108/2017; 

 - Energielenkungsgesetz 2012 (EnLG 2012), BGBl. Nr. 41/2013; 

 - Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 107/2017; 

 - Konsumentenschutzgesetz (KSchG), BGBl. Nr. 140/1979, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2017; 

 - Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 84/2017; 

 - Ökostromgesetz 2012 (ÖSG 2012), BGBl. I Nr. 75/2011, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 108/2017; 

 - Straßenbahnverordnung 1999, BGBl. II Nr. 76/2000, in der Fassung der 

Kundmachung BGBl. II Nr. 310/2002; 

 - Umgründungssteuergesetz (UmgrStG), BGBl. Nr. 699/1991, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 117/2016; 

 - Unternehmensgesetzbuch (UGB), dRGBL. S 219/1897, in der Fassung BGBl. I 

Nr. 107/2017; 

 - „Verrechnungsstellengesetz“: Bundesgesetz, mit dem die 

Ausübungsvoraussetzungen, die Aufgaben und die Befugnisse der 

Verrechnungsstellen für Transaktionen und Preisbildung für die Ausgleichsenergie 

geregelt werden, BGBl. I Nr. 121/2000, in der Fassung BGBl. I Nr. 107/2017. 

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in 

folgender Fassung anzuwenden: 
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 - Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010 (ElWOG 2010), BGBl. I 

Nr. 110/2010, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 174/2013; 

 - Energielenkungsgesetz 2012 (EnLG 2012), BGBl. I Nr. 41/2013; 

 - Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 125/2013 und der Kundmachungen BGBl. I 

Nr. 202/2013, BGBl. I Nr. 212/2013 und BGBl. I Nr. 60/2014; 

 - Konsumentenschutzgesetz (KSchG), BGBl. Nr. 140/1979, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 33/2014; 

 - Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 40/2014; 

 - Ökostromgesetz 2012 (ÖSG 2012), BGBl. I Nr. 75/2011, in der Fassung der 

Kundmachung BGBl. I Nr. 11/2012; 

 - Umgründungssteuergesetz (UmgrStG), BGBl. Nr. 699/1991, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 13/2014; 

 - Unternehmensgesetzbuch (UGB), dRGBl. S 219/1897, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2013; 

 - „Verrechnungsstellengesetz“: Bundesgesetz, mit dem die 

Ausübungsvoraussetzungen, die Aufgaben und die Befugnisse der 

Verrechnungsstellen für Transaktionen und Preisbildung für die Ausgleichsenergie 

geregelt werden, BGBl. I Nr. 121/2000, in der Fassung der Kundmachung BGBl. I 

Nr. 25/2004. 

(2) Soweit in diesem Landesgesetz auf unionsrechtliche Bestimmungen verwiesen wird, 

sind diese in folgender Fassung anzuwenden: 

 - „Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie“: Richtlinie 2009/72/EG über gemeinsame 

Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 

2003/54/EG, ABl. Nr. L 211 vom 14.8.2009, S 55; 

 - „KWK-Richtlinie“: Richtlinie 2004/8/EG über die Förderung einer am Nutzwärmebedarf 

orientierten Kraft-Wärme-Kopplung im Energiebinnenmarkt und zur Änderung der 

Richtlinie 92/42/EWG, ABl. Nr. L 52 vom 21.2.2004, S 50 ff.; 

 - Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur 

Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinien 2001/77/EG und 

2003/30/EG vom 23.4.2009, ABl. Nr. L 140 vom 5.6.2009, S 16; 

 - Verordnung 2009/714/EG über Netzzugangsbedingungen für den 

Grenzüberschreitenden Stromhandel und zur Aufhebung der 

Verordnung 2003/1228/EG, ABl. Nr. L 211 vom 14.8.2009, S 15; 

 - Verordnung 2009/713/EG zur Gründung einer Agentur für die Zusammenarbeit der 

Energieregulierungsbehörden, ABl. Nr. L 211 vom 14.11.2009, S 1.; 

 - „Energieeffizienzrichtlinie“: Richtlinie 2012/27/EU zur Energieeffizienz, zur Änderung 

der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 

2004/8/EG und 2006/32/EG. 

 


